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Stadt Aschersleben, Gemeinde Groß Schierstedt 
 

• Gebietsänderungsvertrag zwischen der Stadt Aschersleben und der Ge-
meinde Groß Schierstedt 

 

• Genehmigung des Gebietsänderungsvertrages zwischen der Stadt A-
schersleben und der Gemeinde Groß Schierstedt durch den Salzlandkreis 
als untere Kommunalaufsichtsbehörde vom 07.10.2008  
(Az.:15.6.01-II-Kö/GroßSchierstedt08) 

 
 
Stadt Aschersleben, Gemeinde Schackenthal 
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A. Amtliche Bekanntmachungen des 
Salzlandkreises 

 
 
Stadt Aschersleben, Gemeinde Groß 
Schierstedt 
 

• Gebietsänderungsvertrag zwischen 
der Stadt Aschersleben und der 
Gemeinde Groß Schierstedt 

 
 

Gebietsänderungsvertrag 
 

zwischen 
der Stadt  Aschersleben, vertreten 

durch den Oberbürgermeister 
Herrn Andreas Michelmann,  
Markt 1, 06449 Aschersleben 

- Stadt - 
 

und 
 

der Gemeinde Groß Schierstedt, vertre-
ten durch die Bürgermeisterin  

Frau Christa Schumann,  
Untere Dorfstraße 31,  

06449 Groß Schierstedt 
- Gemeinde - 

 
Der Gemeinderat der Gemeinde Groß 
Schierstedt hat in seiner Sitzung am 03. 
Juni 2008 beschlossen, dass die Gemein-
de Groß Schierstedt nach Maßgabe des 
nachstehenden Vertrages in die Stadt A-
schersleben eingegliedert wird. 
 
Die Bürger der Gemeinde Groß 
Schierstedt sind nach § 17 Abs. 1 Satz 7 
GO LSA i. V. m. § 55 KWG LSA am 24. 
Februar 2008 angehört worden. 
 
Der Stadtrat der Stadt Aschersleben hat 
mit Beschluss vom 18. Juni 2008 der Ein-
gliederung der Gemeinde Groß 
Schierstedt in die Stadt Aschersleben 
nach Maßgabe nachstehenden Vertrages 
zugestimmt. 
 
Zur Durchführung der Eingliederung 
schließen die Stadt Aschersleben und die 
Gemeinde Groß Schierstedt folgenden 
 
 

Vertrag 
 
 

§ 1 
Eingliederung 

 
Mit Wirkung zum 1. Januar 2009 wird 
die Gemeinde Groß Schierstedt aufge-
löst und in die Stadt Aschersleben ein-
gegliedert.  
 
 

§ 2 
Rechte der Bürger und Einwohner 

 
1.  Zur Sicherung der Bürgerrechte 

nach den §§ 20 und 21 GO LSA 
wird die Dauer des Hauptwohn-
sitzes und des Aufenthaltes in 
Groß Schierstedt auf die Dauer 
des Hauptwohnsitzes oder des 
Aufenthaltes in Aschersleben  
angerechnet. 

 
2.  Die Bürger der eingegliederten 

Gemeinde Groß Schierstedt wer-
den mit der Eingliederung Bürger 
der Stadt Aschersleben. Sie ha-
ben die gleichen Rechte und 
Pflichten wie die Bürger der 
Stadt Aschersleben.  

 
3.  Den übrigen Einwohnern bleibt, 

soweit der Wohnsitz oder Auf-
enthalt in der Gemeinde für 
Rechte und Pflichten maßge-
bend ist, der bisherige Status er-
halten. 

 
4.  Die öffentlichen Einrichtungen 

von Aschersleben stehen den 
Einwohnern von Groß 
Schierstedt im Rahmen der gel-
tenden Bestimmungen in glei-
cher Weise wie den anderen 
Einwohnern von Aschersleben 
zur Verfügung. 

 
 

§ 3 
Bezeichnung, Wappen, Flaggen 

 
1. Die althergebrachte Gemeinde-

bezeichnung Groß Schierstedt 
gilt als Ortschaftsbezeichnung 
weiter. 

 
2. Für die Ortseingangsschilder 

wird vereinbart, dass darauf zu-
erst der Name der Ortschaft 
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Groß Schierstedt und darunter die 
Worte ”Stadt Aschersleben” ste-
hen. 

 
3. Die Ortschaft und die Vereine in 

der nunmehrigen Ortschaft dürfen, 
soweit sie bisher dazu berechtigt 
waren, die bisherigen Wappen und 
Flaggen als Ausdruck der Verbun-
denheit der Bevölkerung weiter 
führen.  

 
 

§ 4 
Ortschaftsverfassung 

 
Für die eingegliederte Gemeinde wird die 
Ortschaftsverfassung nach §§ 86 ff GO 
LSA eingeführt. Die bisherigen Gemeinde-
räte der Gemeinde Groß Schierstedt sind 
gem. § 86 Abs. 4 GO LSA bis zum Ablauf 
ihrer laufenden restlichen Amtszeit die 
Ortschaftsräte der eingegliederten Ge-
meinde. 
 
Der Ortschaftsrat besteht aus 7 Mitglie-
dern. Die Regelungen nach Satz 1 bis 3 
werden in die Hauptsatzung der Stadt A-
schersleben aufgenommen. Der bisher 
ehrenamtliche Bürgermeister wird gem. § 
58 Abs. 1 b Satz 1 GO LSA für den Rest 
seiner ursprünglichen Wahlperiode - 
längstens für die erste Wahlperiode des 
Ortschaftsrates - nach der Neubildung 
Ortsbürgermeister der Ortschaft Groß 
Schierstedt.  
 
 

§ 5 
Wahrung der Eigenart 

 
1. Die Stadt Aschersleben verpflichtet 

sich, das kulturelle Eigenleben und 
das örtliche Brauchtum der einzu-
gliedernden Gemeinde Groß 
Schierstedt zu erhalten. Sie soll 
sich auch weiterhin frei und unge-
hindert entfalten können. Hierzu 
überträgt die Stadt Aschersleben 
durch Hauptsatzung dem Ort-
schaftsrat folgende Aufgaben zur 
Erledigung: 

 
- die Ausgestaltung, Unterhal-

tung und Benutzung von öffent-
lichen Einrichtungen in der Ort-
schaft Groß Schierstedt 

- die Festlegung der Reihen-
folge zum Um- und Ausbau 
sowie zur Unterhaltung und 
Instandsetzung von Straßen, 
Wegen und Plätzen, soweit 
deren Bedeutung nicht über 
den Bereich der Ortschaft hi-
nausgeht 

 
- die Pflege des Ortsbildes und 

des örtlichen Brauchtums 
 
- die Förderung der örtlichen 

Vereinigungen 
 

Die dafür notwendigen Mittel werden im 
Haushaltsplan der Stadt Aschersleben 
veranschlagt. Vor Beschlussfassung zur  
Haushaltssatzung ist der Ortschaftsrat  
zu den die Ortschaft berührenden Ange-
legenheiten anzuhören.  
 
2.  Die Stadt Aschersleben wird alle 

in der Ortschaft vorhandenen ka-
ritativen, kulturellen, sportlichen 
und sonstigen Vereinigungen 
und Einrichtungen nach den in 
der Stadt Aschersleben gelten-
den Richtlinien unterstützen. Da-
für werden dem Ortschaftsrat 
jährlich 6.000,00 Euro zur Verfü-
gung gestellt.  

 
3.  Dem Ortschaftsrat werden jähr-

lich 1.000,00 Euro als Verfü-
gungsmittel überlassen. 

 
4. Die in Ziffer 2 und 3 genannten 

finanziellen Zuwendungen wer-
den in der dort genannten Höhe 
bis zum Ablauf des 31.12.2013 
garantiert. 

 
5.  Die Stadt Aschersleben stellt si-

cher, dass die laufenden Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen in 
der Gemeinde Groß Schierstedt 
in den Bereichen Jugendarbeit, 
Seniorenarbeit, Öffentlichkeitsar-
beit und grüner Bereich im bishe-
rigen Umfang fortgeführt werden, 
soweit dem gesetzliche Rege-
lungen nicht entgegenstehen. 
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§ 6 
Rechtsnachfolge 

 
1. Die Stadt Aschersleben tritt im 

Zeitpunkt der Eingliederung die 
Rechtsnachfolge für die Gemeinde 
Groß Schierstedt an. Sie tritt ins-
besondere in die Zweckverbände, 
Verbände und Vereinigungen, de-
nen die eingegliederte Gemeinde 
angehörte, sowie in die von ihr ab-
geschlossenen öffentlich- rechtli-
chen und privatrechtlichen Verträ-
ge ein und übernimmt deren Ver-
bindlichkeiten.  
Die Geschäftsanteile der einge-
gliederten Gemeinde an Kapitalge-
sellschaften gehen ebenfalls auf 
die Stadt Aschersleben über.  
Eine vermögensrechtliche Ausei-
nandersetzung findet nicht statt. 

 
2.   Die Mitgliedschaften der einzuglie-

dernden Gemeinde in Zweckver-
bänden, Verbänden und Vereini-
gungen sowie die Verträge und 
Kapitalbeteiligungen der einzuglie-
dernden Gemeinde ergeben sich 
aus der als Anlage 1 beigefügten 
Aufstellung, die ausdrücklicher Be-
standteil dieser Vereinbarung ist. 

 
3. Die gemeindeeigenen Liegenschaf-

ten werden unter Beibehaltung der 
geschlossenen Verträge von der 
Stadt übernommen und verwaltet. 

 
4. Das bewegliche und unbewegliche 

Eigentum der eingegliederten Ge-
meinde Groß Schierstedt geht mit 
dem Zeitpunkt der Eingliederung in 
das Eigentum der Stadt Aschers-
leben über.  

 
 

§ 7 
Ortsrecht 

 
1. Im Gebiet der eingegliederten Ge-

meinde Groß Schierstedt gilt das 
bisherige, in der Anlage 2 aufge-
führte Ortsrecht, soweit es nicht 
durch die Eingliederung gegens-
tandslos geworden ist, nach Maß-
gabe der gesetzlichen Vorschriften 
und Bestimmungen dieser Verein-
barung im bisherigen Geltungsbe-

reich fort, bis es durch neues 
Ortsrecht wirksam ersetzt wird 
oder aus anderen Gründen au-
ßer Kraft tritt.  

 
2. Die Anpassung des Ortsrechts 

an das Recht der Stadt Aschers-
leben hat spätestens bis zum 31. 
Dezember 2009 zu erfolgen. 

 
 3.  Soweit nach der Eingliederung 

für bestimmte Rechtsgebiete 
Ortsrecht in der einzugliedernden 
Gemeinde Groß Schierstedt 
nicht besteht,  gilt das Ortsrecht 
der Stadt Aschersleben nach 
entsprechender Verkündung. 

  
 4.  Mit Wirkung der Eingliederung 

gilt die Hauptsatzung der Stadt 
Aschersleben. 

 
  Die Stadt Aschersleben verpflich-

tet sich, die Hauptsatzung dahin 
gehend zu ändern, dass die Be-
lange der eingegliederten Ort-
schaft Groß Schierstedt berück-
sichtigt werden 

 
5.  Die bestehende Bauleitplanung 

(Flächennutzungspläne und Be-
bauungspläne) wird übernom-
men und im Rahmen der  Pla-
nung für das gesamte Gemein-
degebiet weitergeführt und fort-
entwickelt. Die Stadt Aschersle-
ben verpflichtet sich, vor der Ab-
gabe von Stellungnahmen zu 
Ausweisungen der Regionalpla-
nung, die das Gebiet der Ort-
schaft betreffen, den Ortschafts-
rat anzuhören.   

 
 

§ 8 
Haushaltsführung 

 
1.  Die einzugliedernde Gemeinde 

wird vom Abschluss des Vertra-
ges bis zum Zeitpunkt der Ein-
gliederung finanzielle Verpflich-
tungen, die über eine Wertgren-
ze von 20.000,00 Euro hinaus-
gehen, nur in Abstimmung mit 
der Stadt Aschersleben neu ein-
gehen. Sie wird sich aller Ent-
scheidungen enthalten, die der 
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Finanzlage der Stadt Aschersleben 
Nachteile bringen könnten. 

 
2.  Über alle vor Beginn der Verhand-

lungen zum Gebietsänderungsver-
trag eingegangenen Verpflichtun-
gen, anhängigen Rechtsstreitigkei-
ten bzw. ungeklärten Rechtsver-
hältnisse verpflichten sich die ver-
tragsschließenden Seiten zu ge-
genseitiger und uneingeschränkter 
Information.   

 
 3.  Haushaltsreste aus nicht fertig 

gestellten Investitionen werden 
nach Gegenrechnung von eventu-
ellen Überziehungen zur Weiterfüh-
rung von Baumaßnahmen in das 
Folgejahr übertragen. 

 
 

§ 9 
Steuern 

 
Die Stadt Aschersleben verpflichtet sich, 
die Hebesätze für die Grundsteuer A und 
B und die Gewerbesteuer für das Gebiet 
der dann eingegliederten Gemeinde Groß 
Schierstedt durch Satzung in den einzel-
nen Jahren wie folgt festzusetzen: 
 

Jahr Grundsteuer 

A 

Grundsteuer  

B 

Gewerbe-

steuer 

2009 210 v. H. 310 v. H. 250 v. H. 

2010 210 v. H. 310 v. H. 250 v. H. 

2011 210 v. H. 310 v. H. 250 v. H. 

2012 210 v. H. 310 v. H. 250 v. H. 

2013 210 v. H. 310 v. H. 250 v. H. 

2014 210 v. H. 310 v. H. 

2015 210 v. H. 310 v. H. 

2016 210 v. H. 310 v. H. 

2017 210 v. H. 310 v. H. 

2018 210 v. H. 310 v. H. 

 
 

§ 10 
Investitionen 

 
1. Die Stadt Aschersleben wird die 

zum Zeitpunkt der Eingliederung in 
der Rücklage der einzugliedernden 

Gemeinde vorhandenen Mittel 
für Investitionen in der dann ein-
gegliederten Gemeinde verwen-
den. Davon ausgenommen sind 
die zweckgebundenen Rückla-
gemittel die entsprechend ihrer 
Zweckbestimmung einzusetzen 
sind. 

 
2. Die Stadt Aschersleben verpflich-

tet sich, die in der Anlage 3 be-
nannten Investitionen im Gebiet 
der einzugliedernden Gemeinde 
vorzunehmen. 

 
 

§ 11 
Personalübergang 

 
1.  Die Übernahme der Beschäftig-

ten der einzugliedernden Ge-
meinde Groß Schierstedt richtet 
sich nach § 73 a GO LSA i. V. m. 
§§ 128, 129 BRRG. Sie sind ver-
pflichtet, die ihnen übertragenen 
Aufgaben wahrzunehmen. Einen 
Anspruch auf Übertragung einer 
bestimmten Funktion oder eines 
bestimmten Arbeitsplatzes haben 
sie nicht. 

 
2. Die einzugliedernde Gemeinde 

wird vom Abschluss dieses Ver-
trages bis zum Zeitpunkt des Zu-
sammenschlusses keine Verän-
derung der dienst- und arbeits-
rechtlichen Verhältnisse ihres 
Personals, insbesondere keine 
Neueinstellungen, ohne Abstim-
mung mit der Stadt Aschersle-
ben vornehmen. 

 
 

§ 12 
Kindertagesstätte 

 
Die Beibehaltung der Kindereinrichtung 
ist abhängig vom tatsächlich bestehen-
den Bedarf. Eine Schließung bzw. Teil-
schließung oder ein Wechsel der Trä-
gerschaft setzt eine vorherige Anhörung 
des Ortschaftsrates voraus.  
 
 

§ 13 
Gewährleistung des Brandschutzes 

und der Hilfeleistung 



 

 

 

528 

1.  Der Stadt  Aschersleben obliegen 
die Aufgaben nach dem Brand-
schutz- und Hilfeleistungsgesetz 
des Landes Sachsen-Anhalt 
(BrSchG) in der Fassung der Neu-
bekanntmachung des Brand-
schutzgesetzes vom 07.06.2001 
(GVBl. LSA S. 190) in der jeweils 
geltenden Fassung. 

 
 2. Die Freiwillige Feuerwehr der ein-

zugliedernden Gemeinde Groß 
Schierstedt besteht als Ortsfeuer-
wehr der Stadt Aschersleben  fort. 

 
3.  Der bisherige Gemeindewehrleiter 

wird Ortswehrleiter der Ortschaft 
Groß Schierstedt. 

 
 

§ 14 
Regelung von Streitigkeiten,  

Sonstiges 
 
1.  Dieser Vertrag wurde im Geist der 
  Gleichberechtigung und mit dem 
  Willen der Vertragstreue getroffen. 
  Auftretende Unstimmigkeiten sind 
  in diesem Sinne gütlich zu regeln.  
 
2.  Können Meinungsverschiedenhei-

 ten zwischen den Vertragspartnern 
 nicht einvernehmlich geregelt wer-
 den, ist die Kommunalaufsichtsbe-
 hörde anzurufen. 

 
3.  Änderungen oder Ergänzungen 

 dieses Vertrages bedürfen zu ihrer 
 Wirksamkeit der Schriftform. 

 
4.  Sollten Bestimmungen dieses Ver-

 trages ganz oder teilweise recht
 sunwirksam sein oder werden, 
 bleibt die Gültigkeit der übrigen 
 Bestimmungen dieses Vertrages 
 im Übrigen hiervon unberührt. Das 
 gleiche gilt, soweit sich herausstel-
 len sollte, dass dieser Vertrag eine 
 Regelungslücke enthält. Die Part-
 ner verpflichten sich für diesen 
 Fall, die unwirksame oder undurch-
 führbare Bestimmung durch eine 
 wirksame zu ersetzen oder zur 
 Ausfüllung der Lücke eine Rege-
 lung zu treffen, die dem ursprüng-
 lich Gewollten in rechtlich zulässi-
 ger Weise am nächsten kommt. 

§ 15 
Sprachliche Gleichstellung 

 
Personen- und Funktionsbezeichnungen 
in diesem Vertrag gelten jeweils in 
männlicher und weiblicher Form. 
 
 

§ 16 
Inkrafttreten 

 
Diese Vereinbarung tritt - vorbehaltlich 
der Genehmigung durch die Kommunal-
aufsichtsbehörde und der Veröffentli-
chung dieser Vereinbarung einschließ-
lich der Genehmigung und der Bestim-
mungen der Kommunalaufsichtsbehörde 
im Amtsblatt des Salzlandkreises - zum 
01. Januar 2009 in Kraft. 
 
Aschersleben, den 01.07.2008  
 
Stadt                                             (Siegel) 
 
 
Groß Schierstedt, den 04.07.2008  
 
Gemeinde                                    (Siegel) 
 
 
 
Anlage 1 
 
Mitgliedschaften und Beteiligungen 
der Gemeinde Groß Schierstedt 
 
-  MIDEWA 
 
-  Kommunaler Schadensausgleich 
 
-  Städte- und Gemeindebund 

Sachsen Anhalt  
 
-  Unterhaltungsverband  
 Wipper/Weida 
 
-  MITGAS 
 
- enviaM 
 
-  KAV 
 
-  Kommunaler Versorgungsver-

band 
 
-  Unfallkasse 
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-  Gartenbau-Berufsgenossenschaft 
 
 
Anlage 2 
 
Fortgeltendes Ortsrecht der Gemeinde 
Groß Schierstedt 
 
Friedhofssatzung der Gemeinde Groß 
Schierstedt vom 29.08.2000 in der Fas-
sung der 1. Änderungssatzung vom 
19.12.2000  
 
Friedhofsgebührensatzung der Gemeinde 
Groß Schierstedt vom 29.08.2000 in der 
Fassung der 1. Änderungssatzung vom 
19.12.2000 und der Fassung der 2. Ände-
rungssatzung vom 21.10.2003 
 
Hundesteuersatzung der Gemeinde Groß 
Schierstedt vom 14.11.1995 in der Fas-
sung der 1. Änderungssatzung vom 
11.12.1995 und der Fassung der 2. Ände-
rungssatzung vom 18.12.2001 
 
Abwasserbeseitigungssatzung der Ge-
meinde Groß Schierstedt vom 24.06.2003 
 
Abwasserbeitrags- und Gebührensatzung 
der Gemeinde Groß Schierstedt vom 
26.11.2002 in der Fassung der 1. Ände-
rungssatzung vom 04.05.2004 und der 
2. Änderungssatzung vom 05.12.2006 
 
Satzung über den Anschluss an die öffent-
liche Wasserversorgung und deren Benut-
zung vom 21.09.1999   
 
Sondernutzungs- und Gebührensatzung 
der Gemeinde Groß Schierstedt vom 
21.10.2003 
 
Benutzungs- und Gebührensatzung für die 
Kindertagesstätte der Gemeinde Groß 
Schierstedt vom 20.03.2007 
 
Straßenausbaubeitragssatzung der Ge-
meinde Groß Schierstedt vom 04.07.2000  
 
Baumschutzsatzung der Gemeinde Groß 
Schierstedt vom 22.04.1997 in der Fas-
sung der 1. Änderungssatzung vom 
02.05.2000 
 
Straßenreinigungssatzung der Gemeinde 
Groß Schierstedt vom 29.08.2000 
 

Anlage 3 
 
Bauliche/investive Verpflichtungen 
 
1. kostengünstige Wiederherstel-

lung der Brücke Schackenthaler 
Feld 

 
2. Ausbau/Sanierung des Vereins-

hauses  
  (alte Schule/Schützenhaus) 
 
3. Sanierung des Fußbodens und 

der Heizungsanlage in der 
Sporthalle 

  
4. Instandhaltung/Instandsetzung 

folgender Straßen und Wege: 
 4.1 Kindergartenstraße bis zum 

Kreuzungsbereich Obere Dorf-
straße 

4.2 Untere Dorfstraße 
4.3 Obere Dorfstraße 
4.4 Mühlgraben bis zum Am Plan 
4.5 Zuwegung Schackenthaler Feld 
4.6 Schulplatz/Schulstraße 
4.7 Zuwegung Sporthalle  
 
5. Sanierung des vorhandenen 

Feuerwehrdepots (Erneuerung 
der Tore, der Elektro-Installation 
und der Heizung) 

 
6.  Beschaffung eines Löschfahr-

zeuges TSF-W (oder vergleich-
bar) 2011 

 
7.  Abriss des Gebäudes „Gaststätte 

zur Sonne“, Untere Dorfstraße 
29, und gemeindliche Nachnut-
zung (z.B. Garagen) 

 
Die Erledigung der o. g. Maßnahmen 
sollte unter Inanspruchnahme von För-
dermittel erfolgen.  
 
 

• Genehmigung des Gebietsände-
rungsvertrages zwischen der 
Stadt Aschersleben und der Ge-
meinde Groß Schierstedt durch 
den Salzlandkreis als untere 
Kommunalaufsichtsbehörde vom 
07.10.2008 (Az.:15.6.01-II-
Kö/GroßSchierstedt08) 
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Gemäß § 17 Abs. 1 der Gemeindeord-
nung für das Land Sachsen-Anhalt (GO 
LSA) vom 5. Oktober 1993 (GVBl. LSA S. 
568) in der derzeit gültigen Fassung ge-
nehmige ich den von den Bürgermeistern 
unterzeichneten Gebietsänderungsvertrag 
zwischen  
 
der Gemeinde Groß Schierstedt vom 4. 
Juli 2008 und der Stadt Aschersleben vom 
1. Juli 2008  
 
 
über die Eingemeindung der Gemeinde 
Groß Schierstedt in die Stadt Aschersle-
ben mit Wirkung zum 01. Januar 2009. 
 
 

Begründung: 
 
Mit Antrag vom 10. Juli 2008 wurde der o. 
g. Gebietsänderungsvertrag der Kommu-
nalaufsichtsbehörde zur Genehmigung 
nach § 140 Abs. 1 Satz 1 GO LSA vorge-
legt.  
 
Rechtsgrundlage der Genehmigung des 
Gebietsänderungsvertrages sind die §§ 17 
Abs. 1 Satz 1 GO LSA, 18 Abs. 1 und 16 
Abs. 1 GO LSA. 
 
Gemäß § 16 Abs. 1 GO LSA können Ge-
meinden aus Gründen des öffentlichen 
Wohls aufgelöst, neu gebildet oder in ih-
ren Grenzen geändert werden (Gebiets-
änderung). Die Änderung der Gemeinde-
grenzen kann gemäß § 17 Abs. 1 S.1 GO 
LSA durch Vereinbarung der beteiligten 
Gemeinden mit Genehmigung der Kom-
munalaufsichtsbehörde erfolgen. 
 
Eine rechtzeitige und ausreichende Anhö-
rung der Bürger hat in der Gemeinde Groß 
Schierstedt am 24. Februar 2008 stattge-
funden. 
 
Der Stadtrat der Stadt Aschersleben 
stimmte am 18. Juni 2008 und der Ge-
meinderat der Gemeinde Groß Schierstedt 
am 3. Juni 2008 dem Gebietsänderungs-
vertrag zu. 
 
Gründe des öffentlichen Wohls stehen ei-
ner Eingemeindung der o. g. Gemeinde in 
die Stadt Aschersleben nicht entgegen. Es 
liegt im Interesse der Allgemeinheit, dass 

sich landesweit leistungsfähige Struktu-
ren entwickeln. 
 
Die vertraglichen Regelungen sind nicht 
zu beanstanden. 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe schrift-
lich oder zur Niederschrift beim Salz-
landkreis, Karlsplatz 37 in 06406 Bern-
burg (Saale) Widerspruch eingelegt wer-
den. 
 
 

Hinweise zu dem  
Gebietsänderungsvertrag: 

 
Zum 2. Absatz der Präambel des Ge-
bietsänderungsvertrages erteile ich den 
Hinweis, dass die Bürger der Gemeinde 
Groß Schierstedt nach § 17 Abs. 1 Satz 
8 GO LSA angehört worden sind. 
 
Zum § 2 Absatz 2 des Gebietsände-
rungsvertrages wird darauf hingewiesen, 
dass hier der Begriff „Bürger“ nicht kor-
rekt ist. Es handelt sich hier um Rege-
lungen zu Rechten und Pflichten der 
Einwohner, die sodann in der aufneh-
menden Gemeinde wohnen (§ 20 Abs. 1 
GO LSA). Der § 2 Absatz 2 des Ge-
bietsänderungsvertrages ist daher in 
diesem Sinne auszulegen. 
 
Des Weiteren weise ich darauf hin, dass 
der Begriff „Ortschaftsbezeichnung“ als 
„Ortsteilbezeichnung“ zu verstehen ist. 
In diesem Zusammenhang ist auch der 
Begriff Ortschaft im § 3 Absätze 2 und 3 
als der des Ortsteils zu verstehen. 

 
Bei der Bezeichnung „Ortsteil“ handelt 
es sich um mindestens zwei voneinan-
der abgegrenzte Siedlungsschwerpunk-
te. Die jetzige Gemeinde Groß 
Schierstedt ist ein solcher Siedlungs-
schwerpunkt. Aus rechtlicher Sicht 
spricht man solange von einem Ortsteil, 
bis in diesem die Ortschaftsverfassung 
eingeführt wird. Sobald dies geschehen 
ist, wird automatisch aus dem vorheri-
gen Ortsteil eine Ortschaft.  
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Folglich spricht man bis zur Einführung 
der Ortschaftsverfassung gemäß  §§ 86 ff 
GO LSA im § 4 des Gebietsänderungsver-
trages von einem Ortsteil. Erst danach 
wird aus dem Ortsteil die nunmehrige Ort-
schaft Groß Schierstedt. 
 
Im § 3 Absatz 2 ist bei der Beschriftung 
der Ortseingangsschilder entsprechend 
dem Erlass des Ministeriums für Landes-
entwicklung und Verkehr vom 26. Novem-
ber 2007 – Az: 35.2-30052/42III, auf der 
Ortstafel neben dem Gemeindenamen 
zwingend auch der Name des Verwal-
tungsbezirkes, hier der Name des Land-
kreises als untere Verwaltungsbehörde, 
aufzunehmen.  
 
Zum § 4 Satz 5 erteile ich den Hinweis, 
dass die Regelung des § 58 Abs. 1b Satz 
1 GO LSA dahin auszulegen ist, dass dies 
auch im Fall der Eingemeindung gilt.  
 
Zum § 5 Absatz 1 ergeht der Hinweis, 
dass die übertragenen Zuständigkeiten 
nur in Angelegenheiten der Ortschaft zum 
Tragen kommen. Die in der ersten Strich-
aufzählung zu § 5 Abs. 1 übertragene Zu-
ständigkeit für die Ausgestaltung, Unter-
haltung und Benutzung öffentlicher Ein-
richtungen in der Ortschaft Groß 
Schierstedt gilt darüber hinaus nach § 87 
Abs. 2 Nr. 1 GO LSA nur für diejenigen 
Einrichtungen, deren Bedeutung nicht ü-
ber den Bereich der Ortschaft hinausgeht. 
 
Des Weiteren wird zu den §§ 5 Absätze 1, 
2, 3 und 4 sowie 10 Absatz 2 des Vertra-
ges darauf hingewiesen, dass sich die 
Haushaltstätigkeit der Stadt Aschersleben 
an den haushaltsrechtlichen Vorausset-
zungen zu orientieren hat. Insbesondere 
ist dies vor dem Hindergrund des anzu-
strebenden Haushaltsausgleiches der 
aufnehmenden Gemeinde zu werten und 
begründet damit keine Verpflichtung. 
 
Gemäß § 5 Absatz 3 des Vertrages erteile 
ich den Hinweis, dass die Regelung des 
Gebietsänderungsvertrages gemäß § 12 
GemHVO Doppik, keine rechtsverbindli-
che Verpflichtung für die Vertragsbeteilig-
ten und Dritter (Ortschaftsrat) begründet. 
Die Einräumung von Verfügungsmitteln für 
den Ortschaftsrat sowie für den Ort-
schaftsbürgermeister ist aus haushalts-
rechtlicher Sicht nicht möglich. Allerdings 

liegt es im Ermessen des hauptamtli-
chen Bürgermeisters im Rahmen des 
Rechts der Kommunalen Selbstverwal-
tung (Finanzhoheit) auch einen Teil sei-
ner Verfügungsmittel zur Verfügung zu 
stellen. Dies hängt wiederum maßgeb-
lich von der Leistungsfähigkeit der Ge-
meinde ab. Die Haushaltsgrundsätze §§ 
90 ff GO LSA sind zwingend einzuhalten 
und eine ordnungsgemäße Verwendung 
der Gelder sicherzustellen.  
 
Zum § 5 Absatz 5 erteile ich den Hin-
weis, dass gemäß § 63 Abs. 1 GO LSA 
der Bürgermeister für die sachgerechte 
Erledigung der Aufgaben, den ord-
nungsgemäßen Gang der Verwaltung 
und die innere  Organisation der Verwal-
tung verantwortlich ist. Die getroffene 
Regelung, dass die laufenden Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen in der Ge-
meinde Groß Schierstedt im bisherigen 
Umfang fortgeführt werden – ist der 
Grund der Einschränkung – soweit dem 
gesetzliche Regelungen nicht entgegen-
stehen – nicht zu beanstanden. 
 
Eine Änderung oder Anpassung des 
Gebietsänderungsvertrages hinsichtlich 
der erteilten Hinweise ist nicht erforder-
lich. 
 
Allgemeiner Hinweis: 
 
Der Gebietsänderungsvertrag und die 
Genehmigung der Kommunalaufsichts-
behörde sind im Amtsblatt des Salz-
landkreises öffentlich bekannt zu ma-
chen.  
 
 
gez. Gerstner 
Landrat    (Siegel) 
 
 
Stadt Aschersleben, Gemeinde Scha-
ckenthal 
 
• Gebietsänderungsvertrag zwi-

schen der Stadt Aschersleben 
und der Gemeinde Schackenthal 

 
Gebietsänderungsvertrag 

 
zwischen 
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der Stadt  Aschersleben, vertreten 
durch den Oberbürgermeister  
Herrn Andreas Michelmann,  
Markt 1, 06449 Aschersleben 

- Stadt - 
und 

 
der Gemeinde Schackenthal,  

vertreten durch den  
Bürgermeister Herrn Karsten Kampe,  
Lindenallee 7a, 06449 Schackenthal 

- Gemeinde - 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Scha-
ckenthal hat in seiner Sitzung am 05. Mai 
2008 beschlossen, dass die Gemeinde 
Schackenthal nach Maßgabe des nach-
stehenden Vertrages in die Stadt Aschers-
leben  eingegliedert wird.  
 
Die Bürger der Gemeinde Schackenthal 
sind nach § 17 Abs. 1 Satz 7 GO LSA i. V. 
m. § 55 KWG LSA am 22. April 2007 an-
gehört worden. 
 
Der Stadtrat der Stadt Aschersleben hat 
mit Beschluss vom 18. Juni 2008 der Ein-
gliederung der Gemeinde Schackenthal in 
die Stadt Aschersleben nach Maßgabe 
nachstehenden Vertrages zugestimmt. 
 
Zur Durchführung der Eingliederung 
schließen die Stadt Aschersleben und die 
Gemeinde Schackenthal folgenden 
 
 

Vertrag 
 

§ 1 
Eingliederung 

 
Mit Wirkung zum 01. Januar 2009 wird die 
Gemeinde Schackenthal aufgelöst und in 
die Stadt Aschersleben eingegliedert.  
 
 

§ 2 
Rechte der Bürger und Einwohner 

 
1. Zur Sicherung der Bürgerrechte 

nach den §§ 20 und 21 GO LSA 
wird die Dauer des Hauptwohnsit-
zes und des Aufenthaltes in Scha-
ckenthal auf die Dauer des Haupt-
wohnsitzes oder des Aufenthaltes 
in Aschersleben  angerechnet. 

 

2. Die Bürger der eingegliederten 
Gemeinde Schackenthal werden 
mit der Eingliederung Bürger der 
Stadt Aschersleben. Sie haben 
die gleichen Rechte und Pflich-
ten wie die Bürger der Stadt A-
schersleben.  

 
3. Den übrigen Einwohnern bleibt, 

soweit der Wohnsitz oder Auf-
enthalt in der Gemeinde für 
Rechte und Pflichten maßge-
bend ist, der bisherige Status er-
halten. 

 
4. Die öffentlichen Einrichtungen 

von Aschersleben stehen den 
Einwohnern von Schackenthal im 
Rahmen der geltenden Bestim-
mungen in gleicher Weise wie 
den anderen Einwohnern von 
Aschersleben zur Verfügung. 

 
5. Sollten sich durch die Eingliede-

rung von Schackenthal amtliche 
Umschreibungen der Personal- 
und anderer Dokumente der Ein-
wohner von Schackenthal erfor-
derlich machen, gehen diese 
Kosten zu Lasten der Stadt. 

 
 

§ 3 
Bezeichnung, Wappen, Flaggen 

 
1.  Die althergebrachte Gemeinde-

bezeichnung Schackenthal gilt 
als Ortschaftsbezeichnung wei-
ter. 

 
2.  Für die Ortseingangsschilder 

wird vereinbart, dass darauf zu-
erst der Name der Ortschaft 
Schackenthal und darunter die 
Worte ”Stadt Aschersleben” ste-
hen. 

 
3.  Die Ortschaft und die Vereine in 

der nunmehrigen Ortschaft dür-
fen, soweit sie bisher dazu be-
rechtigt waren, die bisherigen 
Wappen und Flaggen als Aus-
druck der Verbundenheit der Be-
völkerung weiter führen.  
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§ 4 
Ortschaftsverfassung 

 
Für die eingegliederte Gemeinde wird die 
Ortschaftsverfassung nach §§ 86 ff GO 
LSA eingeführt. Die bisherigen Gemeinde-
räte der Gemeinde Schackenthal sind 
gem. § 86 Abs. 4 GO LSA bis zum Ablauf 
ihrer laufenden restlichen Amtszeit die 
Ortschaftsräte der eingegliederten Ge-
meinde. 
 
Der Ortschaftsrat besteht aus 5 Mitglie-
dern. Die Regelungen nach Satz 1 bis 3 
werden in die Hauptsatzung der Stadt A-
schersleben aufgenommen. Der bisher 
ehrenamtliche Bürgermeister wird gem. § 
58 Abs. 1 b Satz 1 GO LSA für den Rest 
seiner ursprünglichen Wahlperiode - 
längstens für die erste Wahlperiode des 
Ortschaftsrates - nach der Neubildung 
Ortsbürgermeister der Ortschaft Scha-
ckenthal.   
 
 

§ 5 
Wahrung der Eigenart 

  
1.  Die Stadt Aschersleben verpflichtet 

sich, das kulturelle Eigenleben und 
das örtliche Brauchtum der einzu-
gliedernden Gemeinde Schacken-
thal zu erhalten. Sie soll sich auch 
weiterhin frei und ungehindert ent-
falten können. Hierzu überträgt die 
Stadt Aschersleben durch 
Hauptsatzung dem Ortschaftsrat 
folgende Aufgaben zur Erledigung: 

 
- die Ausgestaltung, Unterhal-

tung und Benutzung von öffent-
lichen Einrichtungen in der Ort-
schaft Schackenthal und 

 
 - die Festlegung der Reihenfolge 

zum Um- und Ausbau sowie 
zur Unterhaltung und Instand-
setzung von Straßen, Wegen 
und Plätzen, soweit deren Be-
deutung nicht über den Bereich 
der Ortschaft hinausgeht 

 
 - die Pflege des Ortsbildes und 

des örtlichen Brauchtums 
 

- die Förderung der örtlichen 
Vereinigungen 

Die dafür notwendigen Mittel werden im 
Haushaltsplan der Stadt Aschersleben 
veranschlagt. Vor Beschlussfassung zur  
Haushaltssatzung ist der Ortschaftsrat  
zu den die Ortschaft berührenden Ange-
legenheiten anzuhören.  
 
2. Die Stadt Aschersleben wird alle 

in der Ortschaft vorhandenen ka-
ritativen, kulturellen, sportlichen 
und sonstigen Vereinigungen 
und Einrichtungen nach den in 
der Stadt Aschersleben gelten-
den Richtlinien unterstützen. Da-
für werden dem Ortschaftsrat 
jährlich 4.000,00 Euro zur Verfü-
gung gestellt.  

 
3. Dem Ortschaftsrat werden jähr-

lich 800,00 Euro als Verfü-
gungsmittel überlassen. 

 
4. Die in Ziffer 2 und 3 genannten 

finanziellen Zuwendungen wer-
den in der dort genannten Höhe 
bis zum Ablauf des 31.12.2013 
garantiert. 

 
5. Die Stadt Aschersleben stellt si-

cher, dass die laufenden Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen in 
der Gemeinde Schackenthal in 
den Bereichen Jugendarbeit, 
Seniorenarbeit, Öffentlichkeitsar-
beit und grüner Bereich im bishe-
rigen Umfang fortgeführt werden, 
soweit dem gesetzliche Rege-
lungen nicht entgegenstehen. 

 
 

§ 6 
Rechtsnachfolge 

 
1.  Die Stadt Aschersleben tritt im 

Zeitpunkt der Eingliederung die 
Rechtsnachfolge für die Ge-
meinde Schackenthal an. Sie tritt 
insbesondere in die Zweckver-
bände, Verbände und Vereini-
gungen, denen die eingeglieder-
te Gemeinde angehörte, sowie in 
die von ihr abgeschlossenen öf-
fentlich-rechtlichen und privat-
rechtlichen Verträge ein und ü-
bernimmt deren Verbindlichkei-
ten. Die Geschäftsanteile der 
eingegliederten Gemeinde an 
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Kapitalgesellschaften gehen eben-
falls auf die Stadt Aschersleben 
über.  
Eine vermögensrechtliche Ausei-
nandersetzung findet nicht statt. 

 
2.  Die Mitgliedschaften der einzuglie-

dernden Gemeinde in Zweckver-
bänden, Verbänden und  Vereini-
gungen, die Verträge und Kapital-
beteiligungen der einzugliedernden 
Gemeinde ergeben sich aus der 
als Anlage 1 beigefügten Aufstel-
lung, die ausdrücklicher Bestandteil 
dieser Vereinbarung ist. 

 
 3.  Die gemeindeeigenen Liegen-

schaften werden unter Beibehal-
tung der geschlossenen Verträge 
von der Stadt übernommen und 
verwaltet. 

 
4. Das bewegliche und unbewegliche 

Eigentum der eingegliederten Ge-
meinde  Schackenthal geht mit 
dem Zeitpunkt der Eingliederung in 
das Eigentum der Stadt Aschersle-
ben über.  

 
 

§ 7 
Ortsrecht 

 
1. Im Gebiet der eingegliederten Ge-

meinde Schackenthal gilt das bis-
herige, in der Anlage 2 aufgeführte 
Ortsrecht, soweit es nicht durch die 
Eingliederung gegenstandslos ge-
worden ist, nach Maßgabe der ge-
setzlichen Vorschriften und Be-
stimmungen dieser Vereinbarung 
im bisherigen Geltungsbereich fort, 
bis es durch neues Ortsrecht wirk-
sam ersetzt wird oder aus anderen 
Gründen außer Kraft tritt.  

 
2. Die Anpassung des Ortsrechts an 

das Recht der Stadt Aschersleben 
hat spätestens bis zum 31.12.2009 
zu erfolgen. 

 
 3.  Soweit nach der Eingliederung für 

bestimmte Rechtsgebiete Ortsrecht 
in der einzugliedernden Gemeinde 
Schackenthal nicht besteht, gilt das 
Ortsrecht der Stadt Aschersleben 
nach entsprechender Verkündung. 

 4.  Mit Wirkung der Eingliederung 
gilt die Hauptsatzung der Stadt 
Aschersleben. 

   Die Stadt Aschersleben verpflich-
tet sich, die Hauptsatzung dahin 
gehend zu ändern, dass die Be-
lange der eingegliederten Ort-
schaft Schackenthal berücksich-
tigt werden. 

 
 5.  Die bestehende Bauleitplanung 

(Flächennutzungspläne und Be-
bauungspläne) wird übernom-
men und im Rahmen der Pla-
nung für das gesamte Gemein-
degebiet weitergeführt und fort-
entwickelt. Die Stadt Aschersle-
ben verpflichtet sich, vor der Ab-
gabe von Stellungnahmen zu 
Ausweisungen der Regionalpla-
nung, die das Gebiet der Ort-
schaft betreffen, den Ortschafts-
rat anzuhören.   

 
 

§ 8 
Haushaltsführung 

 
 1. Die einzugliedernde Gemeinde 

wird vom Abschluss des Vertra-
ges bis zum Zeitpunkt der Ein-
gliederung finanzielle Verpflich-
tungen, die über eine Wertgren-
ze von 20.000,00 Euro hinaus-
gehen, nur in Abstimmung mit 
der Stadt Aschersleben neu ein-
gehen. Sie wird sich aller Ent-
scheidungen enthalten, die der 
Finanzlage der Stadt Aschersle-
ben Nachteile bringen könnten. 

 
 2.  Über alle vor Beginn der Ver-

handlungen zum Gebietsände-
rungsvertrag eingegangenen 
Verpflichtungen, anhängigen 
Rechtsstreitigkeiten bzw. unge-
klärten Rechtsverhältnisse ver-
pflichten sich die vertragsschlie-
ßenden Seiten zu gegenseitiger 
und uneingeschränkter Informa-
tion.   

 
 3.  Haushaltsreste aus nicht fertig 

gestellten Investitionen werden 
nach Gegenrechnung von even-
tuellen Überziehungen zur Wei-
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terführung von Baumaßnahmen in 
das Folgejahr übertragen. 

 
 

§ 9 
Steuern 

 
Die Stadt Aschersleben verpflichtet sich, 
die Hebesätze für die Grundsteuer A und 
B und die Gewerbesteuer für das Gebiet 
der dann eingegliederten Gemeinde Scha-
ckenthal durch Satzung in den einzelnen 
Jahren wie folgt festzusetzen: 
 
 

Jahr Grundsteuer 

A 

Grundsteuer 

B 

Gewerbe-

steuer 

2009 280 v. H. 300 v. H. 250 v. H. 

2010 280 v. H. 300 v. H. 250 v. H. 

2011 280 v. H. 300 v. H. 250 v. H. 

2012 280 v. H. 300 v. H. 250 v. H. 

2013 280 v. H. 300 v. H. 250 v. H. 

 
 

§ 10 
Investitionen 

 
1. Die Stadt Aschersleben wird die 

zum Zeitpunkt der Eingliederung in 
der Rücklage der einzugliedernden 
Gemeinde vorhandenen Mittel für 
Investitionen in der dann eingeglie-
derten Gemeinde verwenden. Da-
von ausgenommen sind die 
zweckgebundenen Rücklagemittel 
die entsprechend ihrer Zweckbe-
stimmung einzusetzen sind. 

 
2. Die Stadt Aschersleben verpflichtet 

sich die in der Anlage 3 benannten 
Investitionen im Gebiet der einzu-
gliedernden Gemeinde vorzuneh-
men.  

 
 

§ 11 
Personalübergang 

 
 1.  Die Übernahme der Beschäftigten 

der einzugliedernden Gemeinde 
Schackenthal richtet sich nach § 73 
a GO LSA i. V. m. §§ 128, 129 
BRRG. Sie sind verpflichtet, die ih-

nen übertragenen Aufgaben 
wahrzunehmen. Einen Anspruch 
auf Übertragung einer bestimm-
ten Funktion oder eines be-
stimmten Arbeitsplatzes haben 
sie nicht. 

 
2. Die einzugliedernde Gemeinde 

wird vom Abschluss dieses Ver-
trages bis zum Zeitpunkt des Zu-
sammenschlusses keine Verän-
derung der dienst- und arbeits-
rechtlichen Verhältnisse ihres 
Personals, insbesondere keine 
Neueinstellungen, ohne Abstim-
mung mit der Stadt Aschersle-
ben vornehmen. 

 
 

§ 12 
Kindertagesstätte 

 
Die Beibehaltung der Kindereinrichtung 
in kommunaler Trägerschaft ist abhän-
gig vom tatsächlich bestehenden Be-
darf. Eine Schließung bzw. Teilschlie-
ßung setzt eine vorherige Anhörung des 
Ortschaftsrates voraus.  
 
 

§ 13 
Gewährleistung des Brandschutzes  

und der Hilfeleistung 
 

 1.  Der Stadt  Aschersleben oblie-
gen die Aufgaben nach dem 
Brandschutz- und Hilfeleistungs-
gesetz des Landes Sachsen-
Anhalt (BrSchG) in der Fassung 
der Neubekanntmachung des 
Brandschutzgesetzes vom 
07.06.2001 (GVBl. LSA S. 190) 
in der jeweils geltenden Fas-
sung. 

 
 2.  Die Freiwillige Feuerwehr der 

einzugliedernden Gemeinde 
Schackenthal besteht als Orts-
feuerwehr der Stadt Aschersle-
ben  fort. 

 
 3.  Der bisherige Gemeindewehrlei-

ter wird Ortswehrleiter der Ort-
schaft Schackenthal. 
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§ 14 
Regelung von Streitigkeiten,  

Sonstiges 
 
1.  Dieser Vertrag wurde im Geist der 

Gleichberechtigung und mit dem 
Willen der Vertragstreue getroffen. 
Auftretende Unstimmigkeiten sind 
in diesem Sinne gütlich zu regeln.  

 
2.  Können Meinungsverschiedenhei-

ten zwischen den Vertragspartnern 
nicht einvernehmlich geregelt wer-
den, ist die Kommunalaufsichtsbe-
hörde anzurufen. 

 
3.  Änderungen oder Ergänzungen 

dieses Vertrages bedürfen zu ihrer 
Wirksamkeit der Schriftform. 

 
 4.  Sollten Bestimmungen dieses 

Vertrages ganz oder teilweise 
rechtsunwirksam sein oder werden, 
bleibt die Gültigkeit der übrigen 
Bestimmungen dieses Vertrages 
im Übrigen hiervon unberührt. Das 
gleiche gilt, soweit sich herausstel-
len sollte, dass dieser Vertrag eine 
Regelungslücke enthält. Die Part-
ner verpflichten sich für diesen Fall, 
die unwirksame oder undurchführ-
bare Bestimmung durch eine wirk-
same zu nutzen oder zur Ausfül-
lung der Lücke eine Regelung zu 
treffen, die dem ursprünglich Ge-
wollten in rechtlich zulässiger Wei-
se am nächsten kommt. 

 
 

§ 15 
Sprachliche Gleichstellung 

 
Personen- und Funktionsbezeichnungen 
in diesem Vertrag gelten jeweils in männli-
cher und weiblicher Form. 
 
 

§ 16 
Inkrafttreten 

 
Diese Vereinbarung tritt - vorbehaltlich der 
Genehmigung durch die Kommunalauf-
sichtsbehörde und der Veröffentlichung 
dieser Vereinbarung einschließlich der 
Genehmigung und der Bestimmungen der 
Kommunalaufsichtsbehörde im Amtsblatt 

des Salzlandkreises - zum 01. Januar 
2009 in Kraft. 
 
Aschersleben, den 01.07.2008  
 
Stadt                                            (Siegel) 
 
 
Schackenthal, den 04.07.2008  
 
Gemeinde                                   (Siegel) 
 
 
Anlage 1 
 
Mitgliedschaften und Beteiligungen 
der Gemeinde Schackenthal 
 
-  MIDEWA 
 
-  Kommunaler Schadensausgleich 
 
-  Städte- und Gemeindebund 

Sachsen Anhalt  
 
-  Unterhaltungsverband  
 Wipper/Weida  
 
-  Wasser- und Abwasserzweck-

verband (WAZV) „Bode-Wipper“  
 
-  enviaM 
 
-  KAV 
 
-  Kommunaler Versorgungsver-

band 
 
-  Unfallkasse 
 
-  Gartenbauberufsgenossenschaft 
 
 
Anlage 2 
 
Fortgeltendes Ortsrecht der Gemein-
de Schackenthal 
 
Satzung über die Straßenreinigung und 
den Winterdienst der Gemeinde Scha-
ckenthal vom 19.02.2002 
 
Sondernutzungsgebührensatzung der 
Gemeinde Schackenthal vom  
18.09.2001 
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Satzung über Erlaubnisse für Sondernut-
zungen an Gemeindestraßen und Orts-
durchfahrten der Gemeinde Schackenthal 
vom 18.09.2001  
 
Satzung für die Benutzung der Kinderta-
gesstätte der Gemeinde Schackenthal 
vom 16.05.2003 
 
Hundesteuersatzung der Gemeinde Scha-
ckenthal vom 25.09.2001 
 
Satzung der Gemeinde Schackenthal für 
das Friedhofs- und Bestattungswesen 
vom 27.11.2001 
 
Satzung für die Erhebung von Friedhofs-
gebühren der Gemeinde Schackenthal 
(Friedhofsgebührensatzung) vom 
19.02.2002 
 
Satzung über die Erhebung wiederkeh-
render Beiträge für den Ausbau der öffent-
lichen Verkehrsanlagen der Gemeinde 
Schackenthal vom 30.03.2007 
 
Satzung zur Nutzung des Feuerwehrrau-
mes der Gemeinde Schackenthal vom 
27.11.2001 
 
Satzung zur Nutzung des Gemeindesaa-
les der Gemeinde Schackenthal vom 
27.11.2001 
 
 
Anlage 3 
 
Bauliche/investive Verpflichtungen 

 
- Grundhafter Ausbau des Dorfplatzes bis 

in die Zuwegung/Anschluss Fabrikhof 
und in die Zuwegung/Anschluss Busch-
weg bis 2011  

 
- Erneuerung der Fahrbahndecke (De-

ckensanierung) im Anschluss an die Ver-
legung des Schmutzwasserkanals in ei-
nem Teilbereich der Gartenstraße (ab 
Kreuzungsbereich Lindenallee in Rich-
tung Feldflur)  

 
- Oberflächengestaltung des Schäfereiwe-

ges   
 

- Instandsetzung und laufende Unterhal-
tung der vorhandenen Straßen und Ne-
benanlagen  

- Anschluss der gemeindeeigenen 
Grundstücke an den Abwasserkanal  

 
- Installation einer Heizungsanlage im 

Gemeindesaal bis 2011 
 
Die Erledigung der o. g. Maßnahmen 
sollten unter Inanspruchnahme von För-
dermittel erfolgen.  
 
 
• Genehmigung des Gebietsände-

rungsvertrages zwischen der 
Stadt Aschersleben und der Ge-
meinde Schackenthal durch den 
Salzlandkreis als untere Kommu-
nalaufsichtsbehörde vom 
07.10.2008  
(Az.:15.6.01-II-Kö/Schackenth/08) 

 
Gemäß § 17 Abs. 1 der Gemeindeord-
nung für das Land Sachsen-Anhalt (GO 
LSA) vom 5. Oktober 1993 (GVBl. LSA 
S. 568) in der derzeit gültigen Fassung 
genehmige ich den von den Bürgermeis-
tern unterzeichneten Gebietsände-
rungsvertrag zwischen  
 
der Gemeinde Schackenthal vom 4. Juli 
2008 und der Stadt Aschersleben vom 
1. Juli 2008 über  
 
die Eingemeindung der Gemeinde 
Schackenthal in die Stadt Aschersleben 
mit Wirkung zum 1. Januar 2009. 
 
 

Begründung: 
 
Mit Antrag vom 10. Juli 2008 wurde der 
o. g. Gebietsänderungsvertrag der 
Kommunalaufsichtsbehörde zur Ge-
nehmigung nach § 140 Abs. 1 Satz 1 
GO LSA vorgelegt.  
 
Rechtsgrundlage der Genehmigung des 
Gebietsänderungsvertrages sind die §§ 
17 Abs. 1 Satz 1 GO LSA, 18 Abs. 1 
und 16 Abs. 1 GO LSA. 
 
Gemäß § 16 Abs. 1 GO LSA können 
Gemeinden aus Gründen des öffentli-
chen Wohls aufgelöst, neu gebildet oder 
in ihren Grenzen geändert werden (Ge-
bietsänderung). Die Änderung der Ge-
meindegrenzen kann gemäß § 17 Abs. 
1 S.1 GO LSA durch Vereinbarung der 
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beteiligten Gemeinden mit Genehmigung 
der Kommunalaufsichtsbehörde erfolgen. 
 
Eine rechtzeitige und ausreichende Anhö-
rung der Bürger hat in der Gemeinde 
Schackenthal am 22. April 2007 stattge-
funden. 
 
Der Stadtrat der Stadt Aschersleben 
stimmte am 18. Juni 2008 und der Ge-
meinderat der Gemeinde Schackenthal 
am 5. Mai 2008 dem Gebietsänderungs-
vertrag zu. 
 
Gründe des öffentlichen Wohls stehen ei-
ner Eingemeindung der o. g. Gemeinde in 
die Stadt Aschersleben nicht entgegen. Es 
liegt im Interesse der Allgemeinheit, dass 
sich landesweit leistungsfähige Strukturen 
entwickeln. 
 
Die vertraglichen Regelungen sind nicht 
zu beanstanden. 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe schrift-
lich oder zur Niederschrift beim Salzland-
kreis, Karlsplatz 37 in 06406 Bernburg 
(Saale) Widerspruch eingelegt werden. 
 
 

Hinweise zu dem  
Gebietsänderungsvertrag: 

 
Zum 2. Absatz der Präambel des Gebiets-
änderungsvertrages erteile ich den Hin-
weis, dass die Bürger der Gemeinde 
Schackenthal nach § 17 Abs. 1 Satz 8 GO 
LSA angehört worden sind. 
 
Zum § 2 Absatz 2 des Gebietsänderungs-
vertrages wird darauf hingewiesen, dass 
hier der Begriff „Bürger“ nicht korrekt ist. 
Es handelt sich hier um Regelungen zu 
Rechten und Pflichten der Einwohner, die 
sodann in der aufnehmenden Gemeinde 
wohnen (§ 20 Abs. 1 GO LSA). Der § 2 
Absatz 2 des Gebietsänderungsvertrages 
ist daher in diesem Sinne auszulegen. 
 
Des Weiteren weise ich darauf hin, dass 
der Begriff „Ortschaftsbezeichnung“ als 
„Ortsteilbezeichnung“ zu verstehen ist. In 
diesem Zusammenhang ist auch der Beg-

riff Ortschaft im § 3 Absätze 2 und 3 als 
der des Ortsteils zu verstehen. 

 
Bei der Bezeichnung „Ortsteil“ handelt 
es sich um mindestens zwei voneinan-
der abgegrenzte Siedlungsschwerpunk-
te. Die jetzige Gemeinde Schackenthal 
ist ein solcher Siedlungsschwerpunkt. 
Aus rechtlicher Sicht spricht man solan-
ge von einem Ortsteil, bis in diesem die 
Ortschaftsverfassung eingeführt wird. 
Sobald dies geschehen ist, wird automa-
tisch aus dem vorherigen Ortsteil eine 
Ortschaft.  
 
Folglich spricht man bis zur Einführung 
der Ortschaftsverfassung gemäß §§ 86 
ff GO LSA im § 4 des Gebietsände-
rungsvertrages von einem Ortsteil. Erst 
danach wird aus dem Ortsteil die nun-
mehrige Ortschaft Schackenthal. 
 
Im § 3 Absatz 2 ist bei der Beschriftung 
der Ortseingangsschilder entsprechend 
dem Erlass des Ministeriums für Lan-
desentwicklung und Verkehr vom 26. 
November 2007 – Az: 35.2-30052/42III, 
auf der Ortstafel neben dem Gemein-
denamen zwingend auch der Name des 
Verwaltungsbezirkes, hier der Name des 
Landkreises als untere Verwaltungsbe-
hörde, aufzunehmen.  
 
Zum § 4 Satz 5 erteile ich den Hinweis, 
dass die Regelung des § 58 Abs. 1b 
Satz 1 GO LSA dahin auszulegen ist, 
dass dies auch im Fall der Eingemein-
dung gilt.  
 
Zum § 5 Absatz 1 ergeht der Hinweis, 
dass die übertragenen Zuständigkeiten 
nur in Angelegenheiten der Ortschaft 
zum Tragen kommen. Die in der ersten 
Strichaufzählung zu § 5 Abs. 1 übertra-
gene Zuständigkeit für die Ausgestal-
tung, Unterhaltung und Benutzung öf-
fentlicher Einrichtungen in der Ortschaft 
Schackenthal gilt darüber hinaus nach § 
87 Abs. 2 Nr. 1 GO LSA nur für diejeni-
gen Einrichtungen, deren Bedeutung 
nicht über den Bereich der Ortschaft hi-
nausgeht. 
 
Des Weiteren wird zu den §§ 5 Absätze 
1, 2, 3 und 4 sowie 10 Absatz 2 des 
Vertrages darauf hingewiesen, dass sich 
die Haushaltstätigkeit der Stadt A-
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schersleben an den haushaltsrechtlichen 
Voraussetzungen zu orientieren hat. Ins-
besondere ist dies vor dem Hindergrund 
des anzustrebenden Haushaltsausglei-
ches der aufnehmenden Gemeinde zu 
werten und begründet damit keine Ver-
pflichtung. 
 
Gemäß § 5 Absatz 3 des Vertrages erteile 
ich den Hinweis, dass die Regelung des 
Gebietsänderungsvertrages gemäß § 12 
GemHVO Doppik, keine rechtsverbindli-
che Verpflichtung für die Vertragsbeteilig-
ten und Dritter (Ortschaftsrat) begründet. 
Die Einräumung von Verfügungsmitteln für 
den Ortschaftsrat sowie für den Ort-
schaftsbürgermeister ist aus haushalts-
rechtlicher Sicht nicht möglich. Allerdings 
liegt es im Ermessen des hauptamtlichen 
Bürgermeisters im Rahmen des Rechts 
der Kommunalen Selbstverwaltung (Fi-
nanzhoheit) auch einen Teil seiner Verfü-
gungsmittel zur Verfügung zu stellen. Dies 
hängt wiederum maßgeblich von der Leis-
tungsfähigkeit der Gemeinde ab. Die 
Haushaltsgrundsätze §§ 90 ff GO LSA 
sind zwingend einzuhalten und eine ord-
nungsgemäße Verwendung der Gelder si-
cherzustellen.  
 
Zum § 5 Abs. 5 erteile ich den Hinweis, 
dass gemäß § 63 Abs. 1 GO LSA der 
Bürgermeister für die sachgerechte Erle-
digung der Aufgaben, den ordnungsge-
mäßen Gang der Verwaltung und die inne-
re  Organisation der Verwaltung verant-
wortlich ist. Die getroffene Regelung, dass 
die laufenden Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen in der Gemeinde Schackenthal im 
bisherigen Umfang fortgeführt werden – ist 
der Grund der Einschränkung – soweit 
dem gesetzliche Regelungen nicht entge-
genstehen – nicht zu beanstanden. 
 
Eine Änderung oder Anpassung des Ge-
bietsänderungsvertrages hinsichtlich der 
erteilten Hinweise ist nicht erforderlich. 
 
 
Allgemeiner Hinweis: 
 
Der Gebietsänderungsvertrag und die Ge-
nehmigung der Kommunalaufsichtsbehör-
de sind im Amtsblatt des Salzlandkreises 
öffentlich bekannt zu machen.  
 
 

gez. Gerstner 
Landrat   (Siegel) 
 
 
Stadt Aschersleben, Gemeinde West-
dorf 
 
 

• Gebietsänderungsvertrag zwi-
schen der Stadt Aschersleben 
und der Gemeinde Westdorf 

 
Gebietsänderungsvertrag 

 
zwischen 

der Stadt  Aschersleben, vertreten 
durch den Oberbürgermeister  
Herrn Andreas Michelmann,  
Markt 1, 06449 Aschersleben 

- Stadt - 
 

und 
 

der Gemeinde Westdorf, vertreten 
durch die Bürgermeisterin  

Frau Margit Umlauf,  
Mittelstraße 1, 06449 Westdorf   

- Gemeinde - 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde West-
dorf hat in seiner Sitzung am 15. Mai 
2008 beschlossen, dass die Gemeinde 
Westdorf nach Maßgabe des nachste-
henden Vertrages in die Stadt Aschers-
leben eingegliedert wird.  
 
Die Bürger der Gemeinde Westdorf sind 
nach § 17 Abs. 1 Satz 7 GO LSA i. V. m. 
§ 55 KWG LSA am 24. Februar 2008 

angehört worden. 
 
Der Stadtrat der Stadt Aschersleben hat 
mit Beschluss vom 18. Juni 2008 der 
Eingliederung der Gemeinde Westdorf 
in die Stadt Aschersleben nach Maßga-
be nachstehenden Vertrages zuge-
stimmt. 
 
Zur Durchführung der Eingliederung 
schließen die Stadt Aschersleben und 
die Gemeinde Westdorf folgenden 
 
 

Vertrag 
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§ 1 
Eingliederung 

 
Mit Wirkung zum 01. Januar 2009 wird die 
Gemeinde Westdorf aufgelöst und in die 
Stadt Aschersleben eingegliedert.  

 
 

§ 2 
Rechte der Bürger und Einwohner 

 
1. Zur Sicherung der Bürgerrechte 

nach den §§ 20 und 21 GO LSA 
wird die Dauer des Hauptwohnsit-
zes und des Aufenthaltes in West-
dorf auf die Dauer des Hauptwohn-
sitzes oder des Aufenthaltes in A-
schersleben angerechnet. 

 
2. Die Bürger der eingegliederten 

Gemeinde Westdorf werden mit 
der Eingliederung Bürger der Stadt 
Aschersleben. Sie haben die glei-
chen Rechte und Pflichten wie die 
Bürger der Stadt Aschersleben.  

 
3. Den übrigen Einwohnern bleibt, 

soweit der Wohnsitz oder Aufent-
halt in der Gemeinde für Rechte 
und Pflichten maßgebend ist, der 
bisherige Status erhalten. 

 
4. Die öffentlichen Einrichtungen von 

Aschersleben stehen den Einwoh-
nern von Westdorf im Rahmen der 
geltenden Bestimmungen in glei-
cher Weise wie den anderen Ein-
wohnern von Aschersleben zur 
Verfügung. 

 
5. Sollten sich durch die Eingliede-

rung von Westdorf amtliche Um-
schreibungen der Personal- und 
anderer Dokumente der Einwohner 
von Westdorf erforderlich machen, 
gehen diese Kosten zu Lasten der 
Stadt. 

 
 

§ 3 
Bezeichnung, Wappen, Flaggen 

 
 1.  Die althergebrachte Gemeindebe-

zeichnung Westdorf gilt als Ort-
schaftsbezeichnung weiter. 

 

 2.  Für die Ortseingangsschilder 
wird vereinbart, dass darauf zu-
erst der Name der Ortschaft 
Westdorf und darunter die Worte 
”Stadt Aschersleben” stehen. 

 
3. Die Ortschaft und die Vereine in 
 der nunmehrigen Ortschaft dür-
 fen, soweit sie bisher dazu be-
 rechtigt waren, die bisherigen 
 Wappen und Flaggen als Aus-
 druck der Verbundenheit der Be-
 völkerung weiter führen.  
 
 

§ 4 
Ortschaftsverfassung 

 
Für die eingegliederte Gemeinde wird 
die Ortschaftsverfassung nach §§ 86 ff 
GO LSA eingeführt. Die bisherigen Ge-
meinderäte der Gemeinde Westdorf sind 
gem. § 86 Abs. 4 GO LSA bis zum Ab-
lauf ihrer laufenden restlichen Amtszeit 
die Ortschaftsräte der eingegliederten 
Gemeinde. 
 
Der Ortschaftsrat besteht aus 7 Mitglie-
dern. Die Regelungen nach Satz 1 bis 3 
werden in die Hauptsatzung der Stadt 
Aschersleben aufgenommen. Der bisher 
ehrenamtliche Bürgermeister wird gem. 
§ 58 Abs. 1 b Satz 1 GO LSA für den 
Rest seiner ursprünglichen Wahlperiode 
- längstens für die erste Wahlperiode 
des Ortschaftsrates - nach der Neubil-
dung Ortsbürgermeister der Ortschaft 
Westdorf.  
 
 

§ 5 
Wahrung der Eigenart 

 
1.  Die Stadt Aschersleben verpflich-

tet sich, das kulturelle Eigenle-
ben und das örtliche Brauchtum 
der einzugliedernden Gemeinde 
Westdorf zu erhalten. Sie soll 
sich auch weiterhin frei und un-
gehindert entfalten können. Hier-
zu überträgt die Stadt Aschersle-
ben durch Hauptsatzung dem 
Ortschaftsrat folgende Aufgaben 
zur Erledigung: 

 
- die Ausgestaltung, Unterhal-

tung und Benutzung von öf-
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fentlichen Einrichtungen in der 
Ortschaft Westdorf und 

 
- die Festlegung der Reihenfolge 

zum Um- und Ausbau sowie 
zur Unterhaltung und Instand-
setzung von Straßen, Wegen 
und Plätzen, soweit deren Be-
deutung nicht über den Bereich 
der Ortschaft hinausgeht. 

 
- die Pflege des Ortsbildes und 

des örtlichen Brauchtums 
 
- die Förderung der örtlichen 

Vereinigungen 
 
- im Rahmen der in der 

Hauptsatzung festgelegten 
Wertgrenzen Verträge über die 
Nutzung von Grundstücken o-
der beweglichem Vermögen 
sowie die Veräußerung von 
beweglichem Vermögen 

 
Die dafür notwendigen Mittel werden im 
Haushaltsplan der Stadt Aschersleben 
veranschlagt. Vor Beschlussfassung zur  
Haushaltssatzung ist der Ortschaftsrat  zu 
den die Ortschaft berührenden Angele-
genheiten anzuhören.  
 
2. Die Stadt Aschersleben wird alle in 

der Ortschaft vorhandenen karitati-
ven, kulturellen, sportlichen und 
sonstigen Vereinigungen und Ein-
richtungen nach den in der Stadt 
Aschersleben geltenden Richtlinien 
unterstützen. Dafür werden dem 
Ortschaftsrat jährlich 12.000,00 Eu-
ro zur Verfügung gestellt.  

 
3. Dem Ortschaftsrat werden jährlich 

1.400,00 Euro als Verfügungsmittel 
überlassen. 

 
4. Die in Ziffer 2 und 3 genannten fi-

nanziellen Zuwendungen werden 
in der dort genannten Höhe bis 
zum Ablauf des 31.12.2013 garan-
tiert. 

 
5. Die Stadt Aschersleben stellt si-

cher, dass die laufenden Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen in der 
Gemeinde Westdorf in den Berei-
chen Jugendarbeit, Seniorenarbeit, 

Öffentlichkeitsarbeit und grüner 
Bereich im bisherigen Umfang 
fortgeführt werden, soweit dem 
gesetzliche Regelungen nicht 
entgegen stehen. 

 
 

§ 6 
Rechtsnachfolge 

 
 1.  Die Stadt Aschersleben tritt im 

Zeitpunkt der Eingliederung die 
Rechtsnachfolge für die Ge-
meinde Westdorf an. Sie tritt ins-
besondere in die Zweckverbän-
de, Verbände und Vereinigun-
gen, denen die eingegliederte 
Gemeinde angehörte, sowie in 
die von ihr abgeschlossenen öf-
fentlich-rechtlichen und privat-
rechtlichen Verträge ein und ü-
bernimmt deren Verbindlichkei-
ten. Die Geschäftsanteile der 
eingegliederten Gemeinde an 
Kapitalgesellschaften gehen e-
benfalls auf die Stadt Aschersle-
ben über.  
Eine vermögensrechtliche Aus-
einandersetzung findet nicht 
statt. 

 
 2.  Die Mitgliedschaften der einzu-

gliedernden Gemeinde in Zweck-
verbänden, Verbänden und  Ver-
einigungen, die Verträge und 
Kapitalbeteiligungen der einzu-
gliedernden Gemeinde ergeben 
sich aus der als Anlage 1 beige-
fügten Aufstellung, die ausdrück-
licher Bestandteil dieser Verein-
barung ist. 

 
3. Die gemeindeeigenen Wohnun-

gen und Garagen werden unter 
Beibehaltung der geschlossenen 
Mietverträge von der Stadt über-
nommen und verwaltet. Bei einer 
Neuvergabe ist der Ortschaftsrat 
vorher zu hören. 

 
4. Das bewegliche und unbewegli-

che Eigentum der eingeglieder-
ten Gemeinde  Westdorf geht mit 
dem Zeitpunkt der Eingliederung 
in das Eigentum der Stadt A-
schersleben über.  
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§ 7 
Ortsrecht 

 
1. Im Gebiet der eingegliederten Ge-

meinde Westdorf gilt das bisherige, 
in der Anlage 2 aufgeführte Orts-
recht, soweit es nicht durch die 
Eingliederung gegenstandslos ge-
worden ist, nach Maßgabe der ge-
setzlichen Vorschriften und Be-
stimmungen dieser Vereinbarung 
im bisherigen Geltungsbereich fort, 
bis es durch neues Ortsrecht wirk-
sam ersetzt wird oder aus anderen, 
nicht von den Vertragspartnern 
veranlassten Gründen außer Kraft 
tritt.  

 
2. Für eine Übergangszeit von 10 

Jahren gelten die Beiträge, Steuern 
(außer der in § 9 benannten Ge-
werbesteuer) und Gebühren der 
Gemeinde Westdorf laut geltender 
Satzungen fort, sofern dem Geset-
ze nicht entgegenstehen.  

 
3. Die Anpassung des Ortsrechts an 

das Recht der Stadt Aschersleben 
hat spätestens bis zum 31. De-
zember 2009  zu erfolgen. 

 
4.  Soweit nach der Eingliederung für 

bestimmte Rechtsgebiete Ortsrecht 
in der einzugliedernden Gemeinde 
Westdorf nicht besteht, gilt das 
Ortsrecht der Stadt Aschersleben 
nach entsprechender Verkündung. 

 
5.   Mit Wirkung der Eingliederung gilt 

die Hauptsatzung der Stadt A-
schersleben. 

   Die Stadt Aschersleben verpflichtet 
sich, die Hauptsatzung dahin ge-
hend zu ändern, dass die Belange 
der eingegliederten Ortschaft 
Westdorf berücksichtigt werden. 

 
6.  Die bestehende Bauleitplanung 

(Flächennutzungspläne und Be-
bauungspläne) wird übernommen 
und im Rahmen der  Planung für 
das gesamte Gemeindegebiet wei-
tergeführt und fortentwickelt. Die 
Stadt Aschersleben verpflichtet 
sich, vor der Abgabe von Stellung-
nahmen zu Ausweisungen der Re-
gionalplanung, die das Gebiet der 

Ortschaft betreffen, den Ort-
schaftsrat anzuhören.   

 
 

§ 8 
Haushaltsführung 

 
1. Die einzugliedernde Gemeinde 

wird vom Abschluss des Vertra-
ges bis zum Zeitpunkt der Ein-
gliederung finanzielle Verpflich-
tungen, die über eine Wertgren-
ze von 20.000,00 Euro hinaus-
gehen, nur in Abstimmung mit 
der Stadt Aschersleben neu ein-
gehen. Sie wird sich aller Ent-
scheidungen enthalten, die der 
Finanzlage der Stadt Aschersle-
ben Nachteile bringen könnten. 

 
2. Über alle vor Beginn der Ver-

handlungen zum Gebietsände-
rungsvertrag eingegangenen 
Verpflichtungen, anhängigen 
Rechtsstreitigkeiten bzw. unge-
klärten Rechtsverhältnisse ver-
pflichten sich die vertragsschlie-
ßenden Seiten zu gegenseitiger 
und uneingeschränkter Informa-
tion.   

 
3. Haushaltsreste aus nicht fertig 

gestellten Investitionen werden 
nach Gegenrechnung von even-
tuellen Überziehungen zur Wei-
terführung von Baumaßnahmen 
in das Folgejahr übertragen. 

 
 

§ 9 
Steuern 

 
Die Stadt Aschersleben verpflichtet sich, 
die Hebesätze für die Grundsteuer A 
und B und die Gewerbesteuer für das 
Gebiet der dann eingegliederten Ge-
meinde Westdorf durch Satzung in den 
einzelnen Jahren wie folgt festzusetzen: 
 

Jahr Grundsteuer 

 A 

Grundsteuer 

 B 

Gewerbe- 

steuer 

2009 288 v. H. 300 v. H. 400 v. H. 

2010 288 v. H. 300 v. H. 400 v. H. 

2011 288 v. H. 300 v. H. 400 v. H. 
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2012 288 v. H. 300 v. H. 400 v. H. 

2013 288 v. H. 300 v. H. 400 v. H. 

2014 288 v. H. 300 v. H. 

2015 288 v. H. 300 v. H. 

2016 288 v. H. 300 v. H. 

2017 288 v. H. 300 v. H. 

2018 288 v. H. 300 v. H. 

 

 
§ 10 

Investitionen 
 
1. Die Stadt Aschersleben wird die 

zum Zeitpunkt der Eingliederung in 
der Rücklage der einzugliedernden 
Gemeinde vorhandenen Mittel für 
Investitionen in der dann einge-
gliederten Gemeinde verwenden. 
Davon ausgenommen sind die 
zweckgebundenen Rücklagemittel 
die entsprechend ihrer Zweckbe-
stimmung einzusetzen sind. 

 
2. Die Stadt Aschersleben verpflichtet 

sich, die in der Anlage 3 benannten 
Investitionen im Gebiet der einzu-
gliedernden Gemeinde vorzuneh-
men. 

 
 

§ 11 
Personalübergang  

 
1. Die Übernahme der Beschäftigten 

der einzugliedernden Gemeinde 
Westdorf richtet sich nach § 73 a 
GO LSA i. V. m. §§ 128, 129 
BRRG. Sie sind verpflichtet, die ih-
nen übertragenen Aufgaben wahr-
zunehmen. Einen Anspruch auf 
Übertragung einer bestimmten 
Funktion oder eines bestimmten 
Arbeitsplatzes haben sie nicht. 

 
2. Die einzugliedernde Gemeinde 

wird vom Abschluss dieses Vertra-
ges bis zum Zeitpunkt des Zu-
sammenschlusses keine Verände-
rung der dienst- und arbeitsrechtli-
chen Verhältnisse ihres Personals, 
insbesondere keine Neueinstellun-
gen, ohne Abstimmung mit der 
Stadt Aschersleben vornehmen. 

§ 12 
Kindertagesstätte 

 
Die Beibehaltung der Kindereinrichtung 
ist abhängig vom tatsächlich bestehen-
den Bedarf. Eine Schließung bzw. Teil-
schließung oder ein Wechsel der Trä-
gerschaft setzt eine vorherige Anhörung 
des Ortschaftsrates voraus.  
 
 

§ 13 
Gewährleistung des Brandschutzes 

und der Hilfeleistung 
 

1. Der Stadt Aschersleben obliegen 
die Aufgaben nach dem Brand-
schutz- und Hilfeleistungsgesetz 
des Landes Sachsen-Anhalt 
(BrSchG) in der Fassung der 
Neubekanntmachung des Brand-
schutzgesetzes vom 07.06.2001 
(GVBl. LSA S. 190) in der jeweils 
geltenden Fassung. 

 
2. Die Freiwillige Feuerwehr der 

einzugliedernden Gemeinde 
Westdorf besteht als Ortsfeuer-
wehr der Stadt Aschersleben  
fort. 

 
3. Der bisherige Gemeindewehrlei-

ter wird Ortswehrleiter der Ort-
schaft Westdorf. 

 
 

§ 14 
Regelung von Streitigkeiten,  

Sonstiges 
 
1. Dieser Vertrag wurde im Geist 

der Gleichberechtigung und mit 
dem Willen der Vertragstreue ge-
troffen. Auftretende Unstimmig-
keiten sind in diesem Sinne güt-
lich zu regeln.  

 
2. Können Meinungsverschieden-

heiten zwischen den Vertrags-
partnern nicht einvernehmlich 
geregelt werden, ist die Kommu-
nalaufsichtsbehörde anzurufen. 

 
3. Änderungen oder Ergänzungen 

dieses Vertrages bedürfen zu ih-
rer Wirksamkeit der Schriftform. 
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4. Sollten Bestimmungen dieses Ver-
trages ganz oder teilweise recht-
sunwirksam sein oder werden, 
bleibt die Gültigkeit der übrigen 
Bestimmungen dieses Vertrages 
im Übrigen hiervon unberührt. Das 
gleiche gilt, soweit sich herausstel-
len sollte, dass dieser Vertrag eine 
Regelungslücke enthält. Die Part-
ner verpflichten sich für diesen 
Fall, die unwirksame oder undurch-
führbare Bestimmung durch eine 
wirksame zu ersetzen oder zur 
Ausfüllung der Lücke eine Rege-
lung zu treffen, die dem ursprüng-
lich Gewollten in rechtlich zulässi-
ger Weise am nächsten kommt. 

 
 

§ 15 
Sprachliche Gleichstellung 

 
Personen- und Funktionsbezeichnungen 
in diesem Vertrag gelten jeweils in männli-
cher und weiblicher Form. 

 
 

§ 16 
Inkrafttreten 

 
Diese Vereinbarung tritt - vorbehaltlich der 
Genehmigung durch die Kommunalauf-
sichtsbehörde und der Veröffentlichung 
dieser Vereinbarung einschließlich der 
Genehmigung und der Bestimmungen der 
Kommunalaufsichtsbehörde im Amtsblatt 
des Salzlandkreises - zum 01. Januar 
2009 in Kraft. 
 
Aschersleben, den 01.07.2008  
 
Stadt                                            (Siegel) 
 
 
Westdorf, den 04.07.2008  
 
Gemeinde                                   (Siegel) 
 
 
Anlage 1 
 
 
Mitgliedschaften und Beteiligungen der 
Gemeinde Westdorf 
 
- MIDEWA 
 

-  Kommunaler Schadensausgleich 
 
-  Städte- und Gemeindebund 

Sachsen-Anhalt  
 
-  Unterhaltungsverband  
 Wipper/Weida 
 
-  MITGAS 
 
-  enviaM 
 
-  KAV 
 
-  Kommunaler Versorgungsver-

band 
 
-  Gartenbau- Berufsgenossen-

schaft 
 
-  Unfallkasse 
 
 
Anlage 2 
 
Fortgeltendes Ortsrecht der Gemein-
de Westdorf 

 
Abwasserbeseitigungssatzung der Ge-
meinde Westdorf vom 20.11.2003 
 
Satzung über die Erhebung von Abga-
ben für die zentrale Abwasserbeseiti-
gung der Gemeinde Westdorf (Abwas-
serbeitrags- und Gebührensatzung) vom 
08.07.2004  
 
Satzung zur 1. Änderung der Satzung 
über die Erhebung von Abgaben für die 
zentrale Abwasserbeseitigung der Ge-
meinde Westdorf (Abwasserbeitrags- 
und Gebührensatzung) vom 20.11.2007 
 
Straßenreinigungssatzung der Gemein-
de Westdorf vom 01.10.1996 
 
Sondernutzungsgebühren der Gemein-
de Westdorf vom 01.07.1997 
 
Satzung der Gemeinde Westdorf über 
die Erlaubnisse für Sondernutzungen an 
Gemeindestraßen und Ortsdurchfahrten 
vom 01.07.1997 
 
Benutzungs- und Gebührensatzung für 
die Kindertagesstätte der Gemeinde 
Westdorf vom 22.07.2003 
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Satzung zur 1. Änderung der Benutzungs- 
und Gebührensatzung für die Kinderta-
gesstätte der Gemeinde Westdorf vom 
13.09.2005 
 
Satzung zur 2. Änderung der Benutzungs- 
und Gebührensatzung für die Kinderta-
gesstätte der Gemeinde Westdorf vom 
25.01.2007 
 
Hundesteuersatzung der Gemeinde West-
dorf vom 22.02.1999 
 
Satzung zur 1. Änderung der Hundesteu-
ersatzung der Gemeinde Westdorf vom 
18.12.2001 
 
Friedhofssatzung der Gemeinde Westdorf 
vom 31.01.2008 
 
Satzung über die Erhebung von Gebühren 
für die Benutzung des Friedhofes der Ge-
meinde Westdorf (Friedhofsgebührensat-
zung) vom 20.11.2007 
 
Satzung der Gemeinde Westdorf über die 
Erhebung von Erschließungsbeiträgen 
(Erschließungsbeitragssatzung) vom 
20.11.2003 
 
Satzung über die Erhebung von einmali-
gen Straßenausbaubeiträgen im Gebiet 
der Gemeinde Westdorf (Straßenausbau-
beitragssatzung) vom 20.11.2003 
 
Satzung über die Nutzung und die Erhe-
bung von Gebühren für die Überlassung 
von Räumen im Bürgerhaus der Gemein-
de Westdorf vom 25.01.2007 
 
 
Anlage 3 

 
Bauliche/investive Verpflichtungen 
 
-  Bau eines Radweges zwischen 

Westdorf und Aschersleben entlang 
der Landstraße (L 228) 

 
-  Instandsetzung der Radwege 

-  von Westdorf in Richtung 
 Welbsleben 

-  Technikweg in Richtung 
 Landkreis Harz 

 

-  Sanierung des ehemaligen Pfer-
destalls für eine Nutzung als 
Heimatstube 

 
-  Sanierung des ehemaligen Schaf-

stalls zur Unterbringung gemeind-
licher Technik und Materialien 

 
-  Sanierung der Brücke „Mühlen-

weg“ (vor der ehemaligen Mühle)  
 
-  Isolierung (Wärmedämmung) des 

Ziegeldachs der Kindertagesstätte 
 
- Fortlaufende Instandhaltung/ Sa-

nierung des Mühlberges 
 
- Instandsetzung und Befestigung 

des Weges von der Durchfahrt 
Mühlgraben zum Sportplatz (ca. 
300 m) 

 
Die Erledigung der o. g. Maßnahmen 
sollte unter Inanspruchnahme von För-
dermitteln erfolgen.  
 
 

• Genehmigung des Gebietsände-
rungsvertrages zwischen der 
Stadt Aschersleben und der Ge-
meinde Westdorf durch den Salz-
landkreis als untere Kommunal-
aufsichtsbehörde vom 07.10.2008  
(Az.:15.6.01-II-Kö/Westdorf/08) 

 
Gemäß § 17 Abs. 1 der Gemeindeord-
nung für das Land Sachsen-Anhalt (GO 
LSA) vom 5. Oktober 1993 (GVBl. LSA 
S. 568) in der derzeit gültigen Fassung 
genehmige ich den von den Bürger-
meistern unterzeichneten Gebietsände-
rungsvertrag  
 
zwischen  
 
der Gemeinde Westdorf vom 4. Juli 
2008 und der Stadt Aschersleben vom 
1. Juli 2008 
 
über die Eingemeindung der Gemeinde 
Westdorf in die Stadt Aschersleben mit 
Wirkung zum 1. Januar 2009 mit der fol-
genden Auflage: 
 
Das in § 7 Abs. 2 des Gebietsände-
rungsvertrages angeführte Ortsrecht der 
Gemeinde Westdorf ist mit Ausnahme 
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der Hebesätze der Grundsteuer (vgl. § 9 
des Gebietsänderungsvertrages) bis zum 
Ablauf von 5 Jahren nach Inkrafttreten 
des Gebietsänderungsvertrages an das 
übrige Ortsrecht der Stadt Aschersleben 
anzupassen. 
 
 

Begründung: 
 
Mit Antrag vom 10. Juli 2008 wurde der o. 
g. Gebietsänderungsvertrag der Kommu-
nalaufsichtsbehörde zur Genehmigung 
nach § 140 Abs. 1 Satz 1 GO LSA vorge-
legt.  
 
Rechtsgrundlage der Genehmigung des 
Gebietsänderungsvertrages sind die §§ 
17 Abs. 1 Satz 1 GO LSA, 18 Abs. 1 und 
16 Abs. 1 GO LSA. 
 
Gemäß § 16 Abs. 1 GO LSA können Ge-
meinden aus Gründen des öffentlichen 
Wohls aufgelöst, neu gebildet oder in ih-
ren Grenzen geändert werden (Gebiets-
änderung). Die Änderung der Gemeinde-
grenzen kann gemäß § 17 Abs. 1 S.1 GO 
LSA durch Vereinbarung der beteiligten 
Gemeinden mit Genehmigung der Kom-
munalaufsichtsbehörde erfolgen. 
 
Eine rechtzeitige und ausreichende Anhö-
rung der Bürger hat in der Gemeinde 
Westdorf am 24. Februar 2008 stattge-
funden. 
 
Der Stadtrat der Stadt Aschersleben 
stimmte am 18. Juni 2008 und der Ge-
meinderat der Gemeinde Westdorf am 15. 
Mai 2008 dem Gebietsänderungsvertrag 
zu. 
 
Gründe des öffentlichen Wohls stehen ei-
ner Eingemeindung der o. g. Gemeinde in 
die Stadt Aschersleben nicht entgegen. Es 
liegt im Interesse der Allgemeinheit, dass 
sich landesweit leistungsfähige Strukturen 
entwickeln. 
 
Die Genehmigung ist mit der im Tenor ver-
fügten Auflage zu erteilen. 
 
Rechtsgrundlage für die Auflage ist § 1 
Absatz 1 VwVfG LSA in Verbindung mit § 
36 VwVfG. Gemäß § 36 Absatz 1 VwVfG 
ist eine Nebenbestimmung zulässig, wenn 
sie sicherstellen soll, dass die gesetzli-

chen Voraussetzungen des Verwal-
tungsaktes erfüllt werden, wenn also 
durch die Auflage an sich bestehende 
Versagungsgründe ausgeräumt werden 
sollen.  
 
§ 7 Absatz 2 des Gebietsänderungsver-
trages regelt, dass für eine Übergangs-
zeit von 10 Jahren die Beiträge, Steuern 
und Gebühren der Gemeinde Westdorf 
laut geltender Satzungen weiter gelten.  
 
Der Übergangszeitraum für die Fortgel-
tung von Ortsrecht darf aus Rechts-
gründen längstens 5 Jahre (Wahlperio-
de des Gemeinderates) umfassen, eine 
Ausnahme gilt mit 10 Jahren nur für die 
Hebesätze der Grund- und Gewerbe-
steuer. Die Regelung in § 7 Abs. 2 wäre 
daher insoweit rechtlich zu beanstan-
den. 
 
Aus dem Wortlaut des § 18 Absatz 1 
Satz 1 GO LSA ergibt sich zwar, dass 
das bisherige Ortsrecht in den betroffe-
nen Gemeindeteilen weiter bis zur 
Schaffung des neuen Ortsrechts gilt. 
Bisheriges Ortsrecht tritt ohne Schaf-
fung neuen Ortsrechts erst dann außer 
Kraft, wenn es gegenstandslos wird.  
 
Die Rechtsprechung hat aber die Fort-
geltung des bisherigen Ortsrechts vor 
dem Grundrecht der Gleichbehandlung 
(Art. 3 GG) nicht unbegrenzt zugelassen 
und gefordert, dass unter Berücksichti-
gung der jeweiligen örtlichen Verhältnis-
se unterschiedliches Ortsrecht infolge 
von Gebietsänderungen in einer Ge-
meinde nicht länger als 5 Jahre beste-
hen darf (vgl. Kommentar Gemeinde-
ordnung, Klang/Gundlach, § 18 Rdn. 2). 
Durch die Gebietsänderung soll die po-
tentielle Vielfalt des Ortsrechts nicht auf 
Dauer konserviert werden, sondern in 
einem einheitlichen Ortsrecht der neuen 
Einheitsgemeinde aufgehen.  
 
Die Auflage dient daher den an sich be-
stehenden Versagungsgrund bezüglich 
der Regelung in § 7 Abs. 2 des Ge-
bietsänderungsvertrages auszuräumen.  
Die Auflage stellt gegenüber einer (teil-
weisen) Versagung der Genehmigung 
eine weniger einschneidende Maßnah-
me für die Stadt Aschersleben und für 
die Gemeinde Westdorf dar. Ungeachtet 
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dessen wäre eine Versagung der Geneh-
migung auch nicht verhältnismäßig. Nach 
pflichtgemäßer Ermessensausübung habe 
ich mich daher entschieden, die Geneh-
migung mit einer Auflage zu versehen, da 
die Einhaltung der gesetzlichen Voraus-
setzungen auch durch eine Auflage si-
chergestellt werden kann.  
 
Im Übrigen sind die vertraglichen Rege-
lungen rechtlich nicht zu beanstanden.  
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe schrift-
lich oder zur Niederschrift beim Salzland-
kreis, Karlsplatz 37 in 06406 Bernburg 
(Saale) Widerspruch eingelegt werden. 
 
 

Hinweise zu dem 
Gebietsänderungsvertrag: 

 
Zum 2. Absatz der Präambel des Gebiets-
änderungsvertrages erteile ich den Hin-
weis, dass die Bürger der Gemeinde 
Westdorf nach § 17 Abs. 1 Satz 8 GO LSA 
angehört worden sind. 
 
Zum § 2 Absatz 2 des Gebietsänderungs-
vertrages wird darauf hingewiesen, dass 
hier der Begriff „Bürger“ nicht korrekt ist. 
Es handelt sich hier um Regelungen zur 
Rechten und Pflichten der Einwohner, die 
sodann in der aufnehmenden Gemeinde 
wohnen (§ 20 Absatz 1 GO LSA). Der § 2 
Abs. 2 des Gebietsänderungsvertrages ist 
daher in diesem Sinne auszulegen.  
 
Des Weiteren weise ich darauf hin, dass 
der Begriff „Ortschaftsbezeichnung“ 
als„Ortsteilbezeichnung“ zu verstehen ist. 
In diesem Zusammenhang ist auch der 
Begriff Ortschaft im § 3 Absätze 2 und 3 
als der des Ortsteils zu verstehen. 

 
Bei der Bezeichnung „Ortsteil“ handelt es 
sich um mindestens zwei voneinander ab-
gegrenzte Siedlungsschwerpunkte. Die 
jetzige Gemeinde Westdorf ist ein solcher 
Siedlungsschwerpunkt. Aus rechtlicher 
Sicht spricht man solange von einem 
Ortsteil, bis in diesem die Ortschaftsver-
fassung eingeführt wird. Sobald dies ge-

schehen ist, wird automatisch aus dem 
vorherigen Ortsteil eine Ortschaft.  
Folglich spricht man bis zur Einführung 
der Ortschaftsverfassung gemäß §§ 86 
ff GO LSA im § 4 des Gebietsände-
rungsvertrages von einem Ortsteil. Erst 
danach wird aus dem Ortsteil die nun-
mehrige Ortschaft Westdorf. 
 
Im § 3 Absatz 2 ist bei der Beschriftung 
der Ortseingangsschilder entsprechend 
dem Erlass des Ministeriums für Lan-
desentwicklung und Verkehr vom 26. 
November 2007 – Az: 35.2-30052/42III, 
auf der Ortstafel neben dem Gemein-
denamen zwingend auch der Name 
des Verwaltungsbezirkes, hier der Na-
me des Landkreises als untere Verwal-
tungsbehörde, aufzunehmen.  
 
Zum § 4 Satz 5 erteile ich den Hinweis, 
dass die Regelung des § 58 Abs. 1b 
Satz 1 GO LSA dahin auszulegen ist, 
dass dies auch im Fall der Eingemein-
dung gilt.  
 
Zum § 5 Absatz 1 ergeht der Hinweis, 
dass die übertragenen Zuständigkeiten 
nur in Angelegenheiten der Ortschaft 
zum Tragen kommen. Die in der ersten 
Strichaufzählung zu § 5 Abs. 1 übertra-
gene Zuständigkeit für die Ausgestal-
tung, Unterhaltung und Benutzung öf-
fentlicher Einrichtungen in der Ortschaft 
Westdorf gilt darüber hinaus nach § 87 
Abs. 2 Nr. 1 GO LSA nur für diejenigen 
Einrichtungen, deren Bedeutung nicht 
über den Bereich der Ortschaft hinaus-
geht. 
 
Des Weiteren wird zu den §§ 5 Absätze 
1, 2, 3 und 4 sowie 10 Absatz 2 des 
Vertrages darauf hingewiesen, dass 
sich die Haushaltstätigkeit der Stadt A-
schersleben an den haushaltsrechtli-
chen Voraussetzungen zu orientieren 
hat. Insbesondere ist dies vor dem Hin-
dergrund des anzustrebenden Haus-
haltsausgleiches der aufnehmenden 
Gemeinde zu werten und begründet 
damit keine Verpflichtung. 
 
Gemäß § 5 Absatz 3 des Vertrages er-
teile ich den Hinweis, dass die Rege-
lung des Gebietsänderungsvertrages 
gemäß § 12 GemHVO Doppik, keine 
rechtsverbindliche Verpflichtung für die 
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Vertragsbeteiligten und Dritter (Ortschafts-
rat) begründet. Die Einräumung von Ver-
fügungsmitteln für den Ortschaftsrat sowie 
für den Ortschaftsbürgermeister ist aus 
haushaltsrechtlicher Sicht nicht möglich. 
Allerdings liegt es im Ermessen des 
hauptamtlichen Bürgermeisters im Rah-
men des Rechts der Kommunalen Selbst-
verwaltung (Finanzhoheit) auch einen Teil 
seiner Verfügungsmittel zur Verfügung zu 
stellen. Dies hängt wiederum maßgeblich 
von der Leistungsfähigkeit der Gemeinde 
ab. Die Haushaltsgrundsätze §§ 90 ff GO 
LSA sind zwingend einzuhalten und eine 
ordnungsgemäße Verwendung der Gelder 
sicherzustellen.  
 
Zum § 5 Absatz 5 erteile ich den Hinweis, 
dass gemäß § 63 Abs. 1 GO LSA der 
Bürgermeister für die sachgerechte Erle-
digung der Aufgaben, den ordnungsge-
mäßen Gang der Verwaltung und die inne-
re  Organisation der Verwaltung verant-
wortlich ist. Die getroffene Regelung, dass 
die laufenden Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen in der Gemeinde Westdorf im 
bisherigen Umfang fortgeführt werden – ist 
der Grund der Einschränkung – soweit 
dem gesetzliche Regelungen nicht entge-
genstehen – nicht zu beanstanden. 
 
Eine Änderung oder Anpassung des Ge-
bietsänderungsvertrages hinsichtlich der 
erteilten Hinweise ist nicht erforderlich. 
 
 
Allgemeiner Hinweis: 
 
Der Gebietsänderungsvertrag und die Ge-
nehmigung der Kommunalaufsichtsbehör-
de sind im Amtsblatt des Salzlandkreises 
öffentlich bekannt zu machen.  
 
 
gez. Gerstner 
Landrat  (Siegel) 
 


